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Roubini zu «OccupyWall Street»
DerUS-Starökonom analysiert die globalen
Proteste und die wachsendenUngleichheiten
in der Gesellschaft. Seite 7

Warnung vonSiemens
Schweiz-Chef Siegfried Gerlach
sieht ernsthafte Gefahren für
den hiesigenWerkplatz. Seite 14

Flopmit Facebook
Die hohen Erwartungen der
Firmen an SocialMedia haben
sich noch kaum erfüllt. Seite 17
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Sergio ermotti

Windige
Nebengeschäfte
Der Interimschef derUBS gerät wegen einer privaten
Beteiligung an einerÖkoenergiefirma unterDruck. Dokumente
zeigen, wie Ermotti bis Ende 2010 von Steueroasen undKrediten
seines damaligenArbeitgebersUniCreditmitprofitierte.
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Spionagesoftware
bedroht Schweizer
Firmen
trojanerDieDiskussion umden Einsatz
desStaatstrojaners inderSchweiz schreckt
Firmen auf. Mit den Schnüffelprogram-
men werden nicht nur Rechner von ver-
meintlichen Terroristen überwacht, son-
dern auch wertvolle Firmengeheimnisse
gestohlen. Seit kurzem ist eine neue Vari-
ante des Computerschädlings Stuxnet ak-
tiv, der selbst Sicherheitsprofis erschreckt:
Duqu soll in der Lage sein, ganze Indust-
rieanlagen lahmzulegen.

Das Thema ist derart brisant geworden,
dass sich nun auch die Politik damit be-
fasst. CVP-Nationalrätin Barbara Schmid-
Federer will den Bundesrat mit einem Pos-
tulat beauftragen, ein neues Informations-
und Kommunikations-Grundlagengesetz
zu prüfen. Darin sollen die Firmen zuMin-
destanforderungenbezüglich IT-Sicherheit
verpflichtetwerden.Die Industriespionage
oder die Hackerangriffe können enorme
Ausmasse annehmen, wie der Fall des
Elektronikkonzerns Sony zeigte. Die
Japanermussten denVerlust von 77Millio-
nen Kundendateien samt Kreditkarten-
informationen zugeben. Viele Firmen sind
sich dieser Gefahren gar nicht bewusst.
Deshalb will Pascal Lamia, der Informatik-
sicherheitsbeauftragte des Bundes, dass
dieses Thema in der Öffentlichkeit breit
diskutiertwird.DieUS-Börsenaufsicht SEC
hat bereits reagiert. Sie fordert die kotierten
Firmen auf, Cyber-Risiken zu melden, so-
fern sie für dieAktienkursentwicklung rele-
vant sind. (jb) Seite 11

Deutsche
Gewerkschaft
attackiert Alpiq
firmenverkauf Der Schweizer Strom-
riese Alpiq muss Schulden abbauen. Des-
halb will er seine deutsche Tochter Alpiq
Anlagentechnik Gruppe (AAT) verkaufen.
Die Firma hat knapp 5000 Mitarbeitende.
Aus ihren Reihen wird nun Kritik am Ver-
kaufsprozess laut. Die Gewerkschaft IG
Metall undderBetriebsrat verlangen, dass
die Arbeitnehmer Einblick in den Ange-
botsprospekt erhalten, wie Michael Seis,
Gewerkschaftssekretär der IG Metall Hei-
delberg, sagt. Die Arbeitnehmervertreter
wollen verhindern, dass die Firma zu ei-
nemüberzogenenPreis verkauftwird,was
den Investor später zu harten Sparübun-
gen zwingen könnte. Gewerkschaft und
Betriebsrat fordern zudem, dass sie vor
dem Abschluss der Transaktion direkte
Gespräche mit den potenziellen Käufern
führen können.

Alpiq zeigt sich vomVorgehen derMit-
arbeiter überrascht. Eine Forderung nach
Einsicht in das Verkaufsdossier «ist der Al-
piq nicht bekannt», sagt Sprecher Martin
Stutz. «Aber die Arbeitnehmervertreter
haben im Rahmen der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben Zugang zu wesentlichen
UnterlagendesUnternehmens.»Auchvon
einer Forderung nach direkten Gesprä-
chenwisseAlpiqnichts. «DieAnliegender
Belegschaft im Rahmen des Verkaufspro-
zesses werden wie üblich jederzeit über
die etablierte und bewährteMitsprache in
den entsprechenden Gremien einge-
bracht», so Stutz. (mju) Seite 8

HarteKritik an
KMU-Förderung
innovation Das Hilfspaket des Bundes über 100
Millionen Franken stösst in der Politik auf Widerstand.

PirMin ScHilliger UnD SyneS ernSt

Der jüngsteGeldsegenfürdieInnovations-
förderer des Bundes gilt als echte Heraus-
forderung. Die Kommission für Techno-
logie und Innovation (KTI) muss bis Ende
Jahr zusätzlich 100 Millionen Franken an
Firmen verteilen – doppelt so viel wie in
einem normalen Jahr. Das beschloss der
Bundesrat als Mittel gegen die negativen
Folgen der Frankenstärke.

Die hektische Subventionsvergabe
kommt nicht gut an. Von einer «Alibi-
übung» spricht CVP-Nationalrat Arthur
Loepfe. Für den grünliberalen Nationalrat
MartinBäumle ist es gar ein «unüberlegter
Schnellschuss». Innovationen dauern bis
zur Marktreife «meistens einige Jahre»,
sagt Roland Rupp vom KMU-Verband
SKV. Das Geld könne keine effiziente Hilfe
in der aktuellen Situation bedeuten.

Insider sind zudem überzeugt, dass
dieKTImit der Zusatzaufgabeüberfordert
ist. Bereits vor geraumer Zeit hatten
Untersuchungen ergeben, dass die KTI
weder bekannt noch wirksam genug sei.
Darum verpasst sie sich nun ein neues
Konzept.

Der Umbau der KTI hindert den Bun-
desrat nicht daran, immer neue Ins-
trumente zu kreieren. Im Sommer lancierte
Wirtschaftsminister JohannSchneider-Am-
mann unter dem Titel «KMU-Förderung»
den Innovationsvoucher. Der Bundesrat
fördere mit diesem Forschungsgutschein
«die Innovationskraft der Schweizer KMU
und Start-ups aktiv», sagte Schneider-
Ammann an einer Veranstaltung.

Doch die KMU-Förderung fliesst nicht
nur an KMU. Der Milliardenkonzern Lon-
za erhielt kürzlich einen Check über
350000 Franken. Das sorgt in KMU-Krei-
sen für Kopfschütteln. Laut Lonza fliesst
die Staatshilfe an den Hochschulpartner.
«Das Ziel des Innovationsvoucher ist es
nicht nur, KMUan sich zu fördern, sondern
den Technologietransfer und damit den
Standort Schweiz», sagt der Sprecher von
Schneider-Ammann. Bisher sei erst einer
von drei Innovationsvouchers an eine
grosse Firma vergeben worden, daraus
lasse sich kein Trend ableiten.

mehr zum thema
• Fragwürdiger Segen Seite 5
• Kommentar Seite 6

TausendeAngestellte
boykottieren neues
SBB-Lohnsystem
BundeSBahnen Der Streit um das über-
arbeitete Salärsystem der SBB eskaliert.
Obschon die Frist zur Unterzeichnung be-
reits Mitte September abgelaufen ist, fehlt
noch immervonrund5700Mitarbeitenden
das Einverständnis zur neuen Gehalts-
strukturmit 15 statt 29 Lohnkategorien.

Die Mehrheit davon sträubt sich expli-
zit, die Vereinbarung mit der Bahn zu un-
terschreiben. «Rund 3000 Mitarbeitende
habenumeineVerfügung ersucht», bestä-
tigt ein SBB-Sprecher. Vom Zugverkehrs-
leiter über den Rangierer bis zum admi-
nistrativen Personal – alle Berufsgruppen
sind vertreten. «Bei gleich gelagerten
Funktionen wurden auch kollektive Ein-
gaben geschrieben», sagt Hanspeter
Hofer, Leiter öffentlicher Verkehr von der
Gewerkschaft Transfair. «Die Unzufrie-
denheit ist quasi flächendeckend», so
Hofer. Dabeimüssen sich die Angestellten
nicht vor Lohneinbussen fürchten. Die
SBB garantieren ihnen im neuen System
auch bei einer tieferen Einstufung das
bisherige Gehalt.

Der Boykott könnte die SBB noch teuer
zu stehen kommen. Das Verschicken aller
verlangten Verfügungen bedeutet einen
enormen Arbeitsaufwand. Zudem könn-
ten sich die Verfahren mit Beschwerde-
möglichkeiten bis vor Bundesgericht in
die Länge ziehen. (juw)
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Hotelplan rettet sich
insOnline-Geschäft
Der Schweizer Reisekonzern
schrumpft, baut Stellen ab und setzt
verstärkt aufs Internet. Seite 12

Weckruf für dieEU
undFrankreich
Die Grande Nation reagiert betont
gelassen auf Zweifel an ihrer Bonität.
Doch die Angst wächst. Seite 31

Immobilien
Privatpersonen suchen
solideWerte
Der Anlagenotstand treibt die
Preise für Schweizer Immobilien
in dieHöhe. Seite 45
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